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28 Organisationen aus der Entwicklungs-, Friedens- und Menschenrechtspolitik und 

humanitäre Hilfsorganisationen fordern ein strenges Rüstungsexportkontrollgesetz 

mit Verbandsklagerecht. 

 
Ein breites Bündnis von 28 zivilgesellschaftlichen Organisationen fordert die Mitglieder des 
Bundessicherheitsrates und die Fraktionsvorsitzenden der Regierungsparteien in einem 
Offenen Brief dazu auf, ein strenges Rüstungsexportkontrollgesetz mit einem Verbandsklage-
recht zu schaffen.  
 
Die unterzeichnenden Organisationen dringen darauf, dass das derzeit erarbeitete Rüstungs-
exportkontrollgesetz dem Zweck dient, das Friedensgebot des Grundgesetzes umzusetzen, 
Abrüstung zu fördern und menschliches Leid zu vermindern.  
 
Dazu muss u.a. die Möglichkeit geschaffen werden, dass für jedes Land und bei Verstoß ge-
gen jedes Kriterium des Gemeinsamen Standpunktes der EU Rüstungsexportgenehmigungen 
unabhängig von dem konkreten Rüstungsgut abgelehnt werden können. Die vorgesehene 
Möglichkeit dieses grundsatzbasierten Ansatzes bei Menschenrechtsverletzungen in 
Drittländern in den Eckpunkten zum Rüstungsexportkontrollgesetz wird entsprechend begrüßt, 
muss jedoch konsequent ausgeweitet werden.   
 
Zudem fordern die unterzeichnenden Organisationen nachdrücklich die Einführung eines 
Verbandsklagerechts. Rüstungsexportgenehmigungen müssen juristisch daraufhin überprüft 
werden können, ob sie rechtmäßig im Rahmen des Rüstungsexportkontrollgesetzes erteilt 
worden sind.  Ohne diese Kontrollmöglichkeit ist die Glaubwürdigkeit des Gesetzesvorhabens 
mehr als fraglich.  
 
Darüber hinaus muss in dem Rüstungsexportkontrollgesetz ein Exportverbot von Kleinwaffen 
und leichten Waffen nach der UN-Definition verankert werden, da die derzeit angewendete 
EU-Definition von Kleinwaffen den größten Teil der insgesamt exportierten Handfeuerwaffen 
nicht erfasst.  
 
Das Bündnis vereint eine große Gruppe der in Deutschland aktiven Zivilgesellschaft: die 
Friedensbewegung, Hilfs- und Entwicklungsorganisationen sowie Menschenrechts-
organisationen und weitere. Sie sprechen mit einer Stimme und richten sich mit Nachdruck an 
die Mitglieder der Bundesregierung. Deutschland muss seinen nationalen, europäischen und 
völkerrechtlichen Verpflichtungen nachkommen und das friedliche Zusammenleben der Völker 
fördern. Statt Rüstungsexporten aus europäischen Gemeinschaftsprojekten zuzustimmen, mit 
denen das humanitäre Völkerrecht verletzt wird, muss den Menschenrechten und dem huma-
nitären Völkerrecht zur Durchsetzung verholfen werden. Rüstungsexportgenehmigungen 
müssen die Ausnahme und nicht mehr die Regel darstellen und ihre Rechtmäßigkeit muss 
juristisch überprüft werden können.  
 
 
 
Die unterzeichnenden Organisationen: 
 

Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel! 

Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) 

Amnesty International Deutschland e.V. 

Berliner Initiative 'Legt den Leo an die Kette'  

https://aufschrei-waffenhandel.de/fileadmin/user_upload/dokumente/offener_brief/Offener_Brief-REKG_14.12.2022.pdf


BremerFriedensforum 

Centre for Feminist Foreign Policy  

Deutsche Franziskanerprovinz 

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) 

European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) 

Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung und Frieden 

Forum Ziviler Friedensdienst e. V. (forumZFD) 

Frauennetzwerk für Frieden e.V. 

Friedensfestival Berlin  

Greenpeace Deutschland e.V.  
Internationale Ärzt*innen für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzt*innen in sozialer 
Verantwortung e.V (IPPNW) 

Kooperation für den Frieden  

Leitungskreis des Forum Friedensethik (FFE) in der Evangelischen Landeskirche in Baden  

México vía Berlín e.V. (MvB) 

Netzwerk Friedenskooperative 

Netzwerk Friedenssteuer  

Ohne Rüstung Leben 

Osnabrücker Friedensinitiative OFRI 

Partner Südmexikos e.V.  

pax christi - Deutsche Sektion e.V.  

RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.) 

terre des hommes Deutschland 

Volksinitiative gegen Rüstungsexporte Hamburg 

Zapapres e.V.  
 
 
Für Rückfragen und Interviews wenden Sie sich bitte an die Pressestellen der 
unterzeichnenden Organisationen: 
 
Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel!, Susanne Weipert, 0176 45827610, 

s.weipert@paxchristi.de; Jürgen Grässlin, 0170 6113759, jg@rib-ev.de 

Centre for Feminist Foreign Policy (CFFP), Ariane Alam , hello@centreforffp.org 

terre des hommes Deutschland, Ralf Willinger, r.willinger@tdh.de, 0541-7101-108 

 

 

mailto:s.weipert@paxchristi.de
mailto:jg@rib-ev.de
mailto:hello@centreforffp.org
mailto:r.willinger@tdh.de

